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BUNDESVERWALTUNGSGERICHT

BESCHLUSS

BVerwG 10 BN 1.17
OVG 12 A3.16

In der Normenkontrollsache



2.

hat der 10. Senat des Bundesverwaltungsgerichts

am 22. Marz 2018

durch

den Préasidenten des Bundesverwaltungsgerichts Prof. Dr. Dr. h.c. Rennert,
die Richterin am Bundesverwaltungsgericht Dr. Held-Daab und

den Richter am Bundesverwaltungsgericht Dr. Seegmuller

beschlossen:

Die Beschwerde des Antragstellers gegen die Nichtzulas-
sung der Revision in dem Beschluss des Oberverwal-
tungsgerichts Berlin-Brandenburg vom 27. April 2017 wird
zurlckgewiesen.

Der Antragsteller tragt die Kosten des Beschwerdeverfah-
rens.

Der Wert des Streitgegenstandes wird fur das Beschwer-
deverfahren auf 10 000 € festgesetzt.

Grinde:

Der Antragsteller ist Mitglied der Tierarztekammer Berlin, die sich durch Sat-
zung dem Antragsgegner angeschlossen hat. Der Normenkontrollantrag richtet
sich gegen § 14 Abs. 1 und 3 der Satzung des Antragsgegners in der Fassung
der Anderung durch Satzung vom 30. Mai 2015 (Amtsblatt fir Berlin vom

9. Oktober 2015 S. 2168), soweit danach Mitglieder des Versorgungswerks den
Beginn der Altersrente Uber das 67. Lebensjahr hinaus bis langstens zur Voll-
endung des 72. Lebensjahres aufschieben konnen. Der Antragsteller hélt die
Normenkontrolle fur statthaft, weil sein Wohnsitz in Brandenburg liege und die
Satzung des Antragsgegners, dem sich unter anderem die Landeszahnarzte-
kammer Brandenburg angeschlossen hat, deshalb - auch - zum brandenburgi-
schen Recht gehdre. Uberdies verletze eine nach Landesrechten differenzie-
rende Regelung des Zugangs zum Normenkontrollverfahren vor dem Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg das Grundrecht auf effektiven Rechts-
schutz und schranke den Zugang zu diesem Verfahren willkirlich ein. Das
Oberverwaltungsgericht hat den Normenkontrollantrag verworfen und die Revi-

sion gegen seinen Beschluss nicht zugelassen.



Die dagegen eingelegte Beschwerde, die sich allein auf die grundsatzliche Be-
deutung der Rechtssache (8 132 Abs. 2 Nr. 1 VwGO) beruft, hat keinen Erfolg.
Sie wirft keine Rechtsfrage des revisiblen Rechts auf, die der - ggf. erneuten
oder weitergehenden - hochstrichterlichen Klarung bedurfte, im angestrebten
Revisionsverfahren zu klaren ware und eine Fortentwicklung der Rechtspre-

chung Uber den Einzelfall hinaus erwarten liel3e.

Die Frage,

ob bei einem gemeinsamen Fachobergericht fir zwei oder
mehr Lander eine Gemeinschaftseinrichtung "zur gesam-
ten Hand" gebildet wird, bei der der Zugang nur einheitlich
geregelt werden kann, mit der Folge, dass - sofern ein be-
teiligtes Land ein Normenkontrollverfahren nach § 47

Abs. 1 Nr. 2 VwWGO eroffnet hat - dies auch fir die M6g-
lichkeit von Normenkontrollverfahren von im Rang unter
dem Landesgesetz stehenden Rechtsvorschriften der tb-
rigen beteiligten Lander gilt,

ware im angestrebten Revisionsverfahren nur erheblich, soweit sie die Errich-
tung eines gemeinsamen Oberverwaltungsgerichts geman Staatsvertrag tber
die Errichtung gemeinsamer Fachobergerichte der Lander Berlin und Branden-
burg vom 26. April 2004 (GVBI. S. 380) betrifft. Ob dieses Oberverwaltungsge-
richt als Gemeinschaftseinrichtung "zur gesamten Hand" errichtet wurde, ist
eine Frage des irrevisiblen Rechts (dazu sogleich a). Revisible Rechtsfragen
werden nur aufgeworfen, soweit der Antragsteller sinngemaf geklart wissen
will, ob Art. 19 Abs. 4 oder Art. 3 Abs. 1 GG eine Bildung gemeinsamer Oberge-
richte nur als Gemeinschaftseinrichtungen zur gesamten Hand mit einheitlicher
Zustandigkeit fur den gesamten Gerichtsbezirk zulassen, und bejahendenfalls,
ob eine solche einheitliche Zustandigkeitsregelung gemaf 8§ 47 Abs. 1 Nr. 2
VwGO die grol3zigigste in den beteiligten Landern geregelte Zulassung von
Normenkontrollen tibernehmen muss. Diesen Fragen kommt keine grundsatzli-
che Bedeutung im Sinne des 8§ 132 Abs. 2 Nr. 1 VwWGO zu, weil nicht der bun-
desrechtliche Mal3stab, sondern allenfalls dessen Anwendung im konkreten Fall
klarungsbedurftig ist (zur Abgrenzung vgl. BVerwG, Beschliisse vom 9. Mérz
1984 - 7 B 238.81 - Buchholz 401.84 Benutzungsgebuhren Nr. 49 = juris Rn. 7
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und vom 13. Juni 2009 - 9 B 2.09 - NVwZ 2009, 1376). Beide Fragen sind be-
reits auf der Grundlage der vorhandenen hdchstrichterlichen Rechtsprechung
zu Art. 19 Abs. 4 und Art. 3 Abs. 1 GG - verneinend - zu beantworten, ohne
dass neuer oder weiterer verfassungsrechtlicher Klarungsbedarf bestiinde (da-

Zu unten b).

a) Die staatsvertraglichen Bestimmungen zur Errichtung und Organisation des
Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg zahlen ebenso wie die Zustim-
mungsgesetze der beteiligten Lander zum irrevisiblen Landesrecht (§ 137
Abs. 1 VwGO). Von der Méglichkeit, geman Art. 99 Alt. 2 i.V.m. Art. 95 Abs. 1
GG die Reuvisibilitat anzuordnen, haben die Lander keinen Gebrauch gemacht.

Gemal § 560 ZPO i.V.m. § 173 VwGO hat das Revisionsgericht von der vor-
instanzlichen Auslegung dieser irrevisiblen Vorschriften auszugehen. Danach
ist das gemeinsame Oberverwaltungsgericht keine Gemeinschaftseinrichtung
"zur gesamten Hand", die als dritter (tertium), weder der 6ffentlichen Gewalt
Berlins noch der 6ffentlichen Gewalt Brandenburgs angehdrender Hoheitstrager
Rechtsprechungsgewalt mit einheitlicher Zustandigkeit fur den gesamten lan-
derUbergreifenden Gerichtsbezirk ausibte. Vielmehr versteht die Vorinstanz
das gemeinsame Oberverwaltungsgericht als ein Obergericht, das sowohl zur
Berliner als auch zur brandenburgischen Landesgerichtsbarkeit gehért und das
Verwaltungsstreitsachen aus Brandenburg in Wahrnehmung der brandenburgi-
schen Rechtsprechungskompetenz und Verwaltungsstreitsachen aus Berlin in
Wahrnehmung der Berliner Rechtsprechungskompetenz entscheidet (vgl. Sei-
te 4 des Beschlussabdrucks; VerfGH Berlin, Beschluss vom 19. Dezember
2006 - 45/06 - LVerfGE 17, 62 = juris Rn. 33 ff., 40 mit Hinweis auf die Begriin-
dung zu Art. 13 des Staatsvertrages, LT- Drs. 15/2828 S. 15; vgl. BVerfG,
Kammerbeschluss vom 14. Juli 2006 - 2 BvR 1058/05 - BVerfGK 8, 395 = juris
Rn. 23 f.). Daher geht die Vorinstanz davon aus, dass sich die Zustandigkeit
des Oberverwaltungsgerichts fir Normenkontrollen geméaR § 47 Abs. 1 Nr. 2
VwGO i.V.m. Art. 13 des Staatsvertrages nach 8 4 des Brandenburgischen
Verwaltungsgerichtsgesetzes zwar auf untergesetzliche brandenburgische
Normen, mangels einer vergleichbaren Berliner Regelung jedoch nicht auf ent-

sprechende Normen des Berliner Landesrechts erstreckt. Dazu rechnet die Vor-
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instanz die Satzung des Antragsgegners. Dass eine brandenburgische Kammer
sich dem Antragsgegner angeschlossen hat, fuhrt nach der vorinstanzlichen
Auslegung des Landesrechts zur Beteiligung der Mitglieder der angeschlosse-
nen Kammern an den Organen des Antragsgegners, ohne dessen Zugehorig-
keit - nur - zur Berliner mittelbaren Staatsverwaltung oder die Rechtsnatur sei-

ner Satzung als Teil - nur - des Berliner Landesrechts zu verandern.

b) Die Mal3stdbe, nach denen die Vereinbarkeit dieser vorinstanzlichen Ausle-
gung des irrevisiblen Rechts mit dem Grundgesetz zu beurteilen ist, sind in der

hdchstrichterlichen Rechtsprechung bereits geklart.

Aus den bundes- und landesverfassungsgerichtlichen Entscheidungen zum
oben zitierten Staatsvertrag vom 26. April 2004 ergibt sich ohne Weiteres, dass
ein gemeinsames Obergericht nach Art. 30, Art. 33 Abs. 5, Art. 92 und 97 GG in
der Form eines zur Landesgerichtsbarkeit jedes der beteiligten Lander geho-
renden, gemeinsam ausgestatteten Gerichts zur Austibung der Rechtspre-
chungskompetenz jedes der beteiligten Lander errichtet werden darf, also gera-
de nicht als Gemeinschaftseinrichtung zur gesamten Hand im Sinne eines von
der offentlichen Gewalt dieser Lander zu unterscheidenden Dritten ausgestaltet
sein muss (VerfGH Berlin, Beschluss vom 19. Dezember 2006 - 45/06 -
LVerfGE 17, 62 = juris Rn. 33 ff., 40; BVerfG, Kammerbeschluss vom 14. Juli
2006 - 2 BVR 1058/05 - BVerfGK 8, 395 = juris Rn. 21 ff.).

In der hochstrichterlichen Rechtsprechung sind auch die Anforderungen geklart,
die Art. 19 Abs. 4 und Art. 3 Abs. 1 GG an die Regelung der Normenkontrollzu-
standigkeit eines solchen Gerichts fur die unter § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO fallen-
den untergesetzlichen Vorschriften der beteiligten Lander stellen. Danach muss
diese Zustandigkeit nicht einheitlich fir die betreffenden Vorschriften samtlicher
beteiligten Lander und erst recht nicht einheitlich nach dem Vorbild der jeweils
grof3ziigigsten bisher geltenden landesrechtlichen Zulassungsnorm geregelt
werden. Vielmehr darf die Zulassung der Normenkontrolle gemalR § 47 Abs. 1
Nr. 2 VwGO davon abhangig gemacht werden, dass das Landesrecht, zu dem

die angegriffene Regelung gehort, eine solche Normenkontrolle vorsieht.



10

-6 -

aa) Die Gewabhrleistung effektiven Rechtsschutzes gemal Art. 19 Abs. 4 GG
verpflichtet die Lander nicht, von der Ermé&chtigung zur Einfuhrung einer ab-
strakten Normenkontrolle untergesetzlicher Vorschriften geman § 47 Abs. 1
Nr. 2 VWGO Gebrauch zu machen oder eine etwa er¢ffnete Normenkontrolle
auf samtliche in Betracht kommenden Vorschriften zu erstrecken (BVerfG,
Beschluss vom 27. Juli 1971 - 2 BvR 443/70 - BVerfGE 31, 364 = juris Rn. 8
und 12; BVerwG, Beschluss vom 7. April 1997 - 2 BN 1.97 - juris Rn. 8). Das
gilt fur die staatsvertragliche Regelung der Zustandigkeit eines gemeinsamen
Obergerichts flr mehrere Lander ebenso wie fur die Regelung der Zustandig-
keit eines Obergerichts, das die Rechtsprechungsgewalt nur eines Landes aus-
ubt. Art. 19 Abs. 4 GG garantiert zwar wirksamen gerichtlichen Rechtsschutz
auch gegen Individualrechtsverletzungen durch untergesetzliche Normen. Er
verpflichtet jedoch nicht dazu, eine prinzipale Normenkontrolle solcher Vor-
schriften zu er6ffnen, sofern effektiver Rechtsschutz in anderen gerichtlichen
Verfahren erreicht werden kann. Das ist nach der Verwaltungsgerichtsordnung
der Fall. Wegen des Vollzugs untergesetzlicher landesrechtlicher Vorschriften
kénnen Klagen erhoben werden, die eine inzidente Kontrolle der betreffenden
Norm ermdglichen. Zahlen die Vorschriften zu den sogenannten selbstvollzie-
henden Normen, ist eine Feststellungsklage gegen den Normgeber statthaft
(BVerfG, Beschlusse vom 27. Juli 1971 - 2 BvR 443/70 - BVerfGE 31, 364 =
juris Rn. 8 und 12 und vom 17. Januar 2006 - 1 BvR 541/02 u.a. - BVerfGE 115,

81 =juris Rn. 49 ff.). In Eilfallen steht vorlaufiger Rechtsschutz zur Verfigung.

Eine Normenkontrollzustandigkeit des gemeinsamen Obergerichts geman § 47
Abs. 1 Nr. 2 VwWGO nur fur Vorschriften derjenigen beteiligten Lander zu eroff-
nen, die eine Normenkontrolle nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO zugelassen ha-
ben, widerspricht auch nicht dem aus Art. 19 Abs. 4 GG abzuleitenden Verbot
einer unzumutbaren, sachlich nicht zu rechtfertigenden Erschwerung des ge-
richtlichen Rechtsschutzes. Entgegen der Darstellung der Beschwerdebegriin-
dung wird der Rechtsschutz durch eine solche Zustandigkeitsregelung nicht
eingeschrénkt. Sie zeichnet nur die im Gerichtsbezirk vorgefundenen Alternati-
ven verfassungskonformen Rechtsschutzes gegen untergesetzliche Normen
nach. Gehodren Vorschriften im Sinne des § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwWGO zum Recht

eines beteiligten Landes, das eine prinzipale Normenkontrolle zugelassen hat,
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konnen nach wie vor alle von diesen Vorschriften unmittelbar Betroffenen einen
Normenkontrollantrag stellen. Dies gilt unabh&ngig von Wohnsitz, Landes- oder
Kdrperschaftszugehorigkeit. Selbst wenn die unmittelbare Normbetroffenheit
von einem dieser Umstande abhéangen sollte, ist sie selbst - und nicht der be-
treffende Umstand als solcher - fir die Antragsbefugnis maRgeblich. Gehéren
die angegriffenen Vorschriften im Sinne des 8§ 47 Abs. 1 Nr. 2 VwWGO zum
Recht eines Landes, das von dieser Ermachtigung keinen Gebrauch gemacht
hat, bleibt die Normenkontrolle dieser Vorschriften unzulassig und wird effekti-
ver Rechtsschutz, wie oben dargelegt, in anderen Verfahren gewahrt. In der
hdchstrichterlichen Rechtsprechung ist auch geklart, dass Art. 19 Abs. 4 GG die
Lander nicht verpflichtet, eine Normenkontrolle untergesetzlicher Vorschriften
gemal 8 47 Abs. 1 Nr. 2 VwWGO jedenfalls dann zu erdffnen, wenn andere Lan-
der eine entsprechende Kontrolle zugelassen haben (BVerwG, Beschluss vom
7. April 1997 - 2 BN 1.97 - juris Rn. 8; Urteil vom 17. Marz 2016 - 7 CN 1.15 -
BVerwGE 154, 247 Rn. 21). Ob eine Verpflichtung zur Erstreckung einer in ein-
zelnen beteiligten Landern erdffneten Normenkontrolle auf die Rechtsnormen
aller beteiligten Lander besteht, ist keine Frage des Art. 19 Abs. 4 GG, sondern
eine Frage des Gleichbehandlungsgebots gemal Art. 3 Abs. 1 GG.

bb) Die gleichheitsrechtlichen Anforderungen, die an differenzierende Rechts-
wegregelungen zu stellen sind, ergeben sich - soweit erheblich - ebenfalls be-
reits aus der bisherigen Rechtsprechung. Danach liegt in einer differenzieren-
den Regelung der Normenkontrollzustandigkeit des gemeinsamen Obergerichts
gemal § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwWGO, die an den Umfang der jeweiligen landesrecht-

lichen Eréffnung der Normenkontrolle anknlpft, kein Gleichheitsverstol3.

Art. 3 Abs. 1 GG verbietet eine sachlich nicht gerechtfertigte Ungleichbehand-
lung von wesentlich Gleichem. Soweit eine Ungleichbehandlung durch landes-
rechtliche Vorschriften in Rede steht, bindet der Gleichheitssatz wegen der f6-
deralen Struktur der Bundesrepublik nur den jeweiligen Landesgesetzgeber
innerhalb seines Herrschaftsbereichs. Der Gleichheitssatz fordert daher nicht,
dass die Lander von der Ermachtigung des § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO in gleicher
Weise Gebrauch machen (BVerfG, Beschliisse vom 23. Februar 1972 - 2 BvL
36/71 - BVerfGE 32, 346 = juris Rn. 53 und vom 30. Mai 1972 - 2 BvL 41/71 -
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BVerfGE 33, 224 <231>). Dies gilt auch, wenn fur die Normenkontrolle ein ge-
meinsames Obergericht in der Gestalt zustandig ist, die sich aus der hier maf3-
geblichen Auslegung des einschlagigen irrevisiblen Rechts durch die Vorinstanz
ergibt. Dass der Gerichtsbezirk des gemeinsamen Obergerichts sich aus den
Territorien der beteiligten Lander zusammensetzt, andert nichts daran, dass die
Rechtsprechungsgewalt jedes Landes und seine Befugnis, das gerichtliche Ver-
fahren nach Mal3gabe des § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwWGO auszugestalten, sich wei-
terhin ausschlie3lich auf die eigene Rechtsprechungsgewalt erstrecken und
dass seine Bindung an Art. 3 Abs. 1 GG entsprechend begrenzt ist. Die Errich-
tung des gemeinsamen Obergerichts in der hier verfahrensgegenstandlichen
Gestalt hat weder eine Erweiterung der Landeskompetenzen in sachlicher oder
territorialer Hinsicht noch eine Kompetenziibertragung auf das Obergericht als
vermeintlich gegeniber den Landern verselbstandigten Hoheitstrager zur Folge.
Anders als eine Fusion der beteiligten Lander fuhrt sie auch nicht zur Entste-
hung einer einheitlichen Rechtsprechungsgewalt, die sich auf den gesamten,
landerlUbergreifenden Gerichtsbezirk erstreckte. Geregelt wird nach der vor-
instanzlichen verfassungskonformen Auslegung des einschlagigen irrevisiblen
Rechts nur die Austibung der jeweiligen Landesgerichtsbarkeit der einzelnen
beteiligten Lander durch ein gemeinsames Obergericht, in dem personliche und
sachliche Mittel dieser Lander zu diesem Zweck zusammengefasst werden und

das Teil der Gerichtsbarkeit jedes der beteiligten Lander ist (vgl. oben Rn. 5 f.).

Selbst wenn die an der staatsvertraglichen Errichtung eines solchen Oberge-
richts beteiligten Lander in ihrer Gesamtheit als Normgeber anzusehen und als
solcher an Art. 3 Abs. 1 GG gebunden sein sollten, lage in einer differenzieren-
den, auf die landesrechtliche Zulassung der Normenkontrolle nach § 47 Abs. 1
Nr. 2 VwWGO verweisenden Zustandigkeitsregelung kein Gleichheitsverstol3.
Stellt man auf die Rechtsschutzmdglichkeiten der von einer bestimmten unter-
gesetzlichen Norm Betroffenen ab, zeigt sich, dass diese jeweils gleich behan-
delt werden. Ungleich ausgestaltet ist nur der Rechtsschutz - einerseits - gegen
untergesetzliche Normen der beteiligten Lander, die eine prinzipale Normen-
kontrolle nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwGO er6ffnet haben, und - andererseits - ge-

gen vergleichbare Normen der tbrigen beteiligten Lander, die keine solche Re-
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gelung getroffen haben. Diese Differenzierung ist jedenfalls durch zureichende
sachliche Griinde vor Art. 3 Abs. 1 GG gerechtfertigt.

Bei einer differenzierenden Regelung der Zulassigkeit prinzipaler Normenkon-
trollen geman § 47 Abs. 1 VwGO ist fur die sachliche Rechtfertigung der Un-
gleichbehandlung darauf abzustellen, ob die vorgenommene Abgrenzung sach-
gerecht ist und eine objektivierbare Beziehung zu den unmittelbar von der Norm
Betroffenen aufweist (BVerfG, Beschluss vom 14. Mai 1985 - 2 BvR 397/82

u.a. - BVerfGE 70, 35 = juris Rn. 65). Das ist bei einer Anknupfung an die lan-
desrechtliche Zulassung einer prinzipalen Normenkontrolle gemaf § 47 Abs. 1
Nr. 2 VwWGO der Fall. Wie bereits dargelegt, behandelt eine solche Differenzie-
rung alle unmittelbar von derselben untergesetzlichen Norm Betroffenen gleich
und differenziert nur danach, ob das normgebende Land eine prinzipale Nor-
menkontrolle solcher Vorschriften eréffnet hat. Diese Differenzierung ist sach-
gerecht, weil die L&nder nach der verfassungsrechtlichen Kompetenzordnung
und nach § 47 Abs. 1 Nr. 2 VwWGO nur die tber Nummer 1 dieser Vorschrift hin-
ausgehende prinzipale Normenkontrolle des eigenen untergesetzlichen Landes-
rechts regeln dirfen. Die Ausgestaltung von Rechtsbehelfen betrifft das gericht-
liche Verfahren, das nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 1i.V.m. Art. 72 Abs. 1 GG in die
konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes fallt. Mit dem Erlass der
Verwaltungsgerichtsordnung hat der Bund die statthaften verwaltungsgerichtli-
chen Rechtsbehelfe und deren Zulassigkeitsvoraussetzungen abschliel3end
geregelt. Eigene Regelungen kdnnen die Lander mangels Abweichungsbefug-
nis gemalf Art. 72 Abs. 3 GG nur aufgrund bundesgesetzlicher Ermachtigung
treffen. 8 47 Abs. 1 Nr. 2 VwWGO enthélt eine solche Erméachtigung nur zur Zu-
lassung der prinzipalen Normenkontrolle der untergesetzlichen Vorschriften des
jeweiligen Landes (BVerwG, Urteil vom 17. Méarz 2016 - 7 CN 1.15 - BVerwGE
154, 247 = juris LS und Rn. 16). Er respektiert die Eigenstaatlichkeit der Lander
und gewahrleistet, dass jedes Land selbst entscheiden kann, ob und vor wel-
chem Gericht - namlich dem Oberverwaltungsgericht oder einem etwa beste-
henden Landesverfassungsgericht - die von ihm erlassenen untergesetzlichen
Vorschriften einer prinzipalen Normenkontrolle mit gerichtlicher Verwerfungs-
kompetenz unterliegen. Dem Rechnung zu tragen, ist ein zureichender sachli-

cher Grund fur eine staatsvertragliche Regelung, die den an der Errichtung des
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gemeinsamen Obergerichts beteiligten Landern die Entscheidung tber die Zu-
lassung der Normenkontrolle ihrer untergesetzlichen Vorschriften vorbehélt und
eine Normenkontrolle vor dem gemeinsamen Obergericht nach § 47 Abs. 1

Nr. 2 VWGO nur ergffnet, soweit das Recht des Landes, dessen Vorschrift an-

gegriffen wird, eine Normenkontrolle der betreffenden Regelung zulasst.

Da weder Art. 19 Abs. 4 noch Art. 3 Abs. 1 GG zur Regelung einer vom jeweili-
gen Landesrecht unabhangigen einheitlichen Normenkontrollzustandigkeit ei-
nes gemeinsamen Obergerichts verpflichten, gebieten sie auch nicht, eine sol-
che Zustandigkeit nach Mal3gabe der grof3zigigsten in den beteiligten Landern
getroffenen Regelung vorzusehen.

Weitergehenden oder erneuten Klarungsbedarf bezlglich der zur Beantwortung
der revisiblen Rechtsfragen herangezogenen, in der bisherigen Rechtspre-
chung entwickelten Rechtssatze zeigt die Beschwerdebegrindung nicht auf.

Die Kostenentscheidung folgt aus § 154 Abs. 2 VwGO.

Die Streitwertfestsetzung ergibt sich aus 8 47 Abs. 1 und 3, § 52 Abs. 1 GKG.

Prof. Dr. Dr. h.c. Rennert Dr. Held-Daab Dr. Seegmiuiller



	G r ü n d e :

